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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine Bundesstatistik für das Hochschulwesen 
(Hochschulstatistikgesetz) — HStatG — 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Bildung und Wissenschaft) 


A. Problem 

Zur Wahrnehmung seiner Aufgaben und Zuständigkeiten auf 
dem Gebiet des Hochschulwesens bedarf der Bund umfang- 
reicher statistischer Unterlagen. Die amtlichen Erhebungen im 
Hochschulbereich beruhen gegenwärtig auf Verwaltungsanord- 
nungen der Länder. Das statistische Bundesamt wirkt bei der 
Vorbereitung und Durchführung der Hochschulstatistiken auf- 
grund eines Beschlusses der Ständigen Konferenz der Kultus- 
minister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland vom 
3. Mai 1950 und 7. Juli 1966 koordinierend mit und stellt Bun- 
desergebnisse zusammen. Dieses Verfahren reicht nicht aus, 
um mit der erforderlichen Aktualität zu bundeseinheitlichen 
Daten über die Hochschulen zu kommen. 


B. Lösung 

Das Hochschulstatistikgesetz soll die Erhebung, Aufbereitung 
und Speicherung von Daten ermöglichen, die für die Hoch- 
schulplanung bedeutsam sind. 


C. Alternativen 

Der Bundesrat hat einige Gesetzesänderungen vorgeschlagen 
und im übrigen gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen 
erhoben. 


D. Kosten 

Die durch das Gesetz entstehenden Mehrausgaben von insge- 
samt 1 085 000 DM für 1971 und ab 1972 jährlich 1 787 000 DM 
sind in der mittelfristigen Finanzplanung enthalten. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Wissenschaft 
(16. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über eine Bundesstatistik für das Hochschulwesen 
(Hochschulstatistikgesetz) 

— Drucksache VI/2115 — 


A. Bericht der Abgeordneten 

I. Allgemeines 

1 . 

Der Gesetzentwurf wurde in der 115. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 28. April 1971 dem Wis- 
senschaftsausschuß federführend, an den Innenaus- 
schuß mitberatend sowie .an den Haushaltsausschuß 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung überwiesen. 

Der Innenausschuß hat den Gesetzentwurf in sei- 
ner Sitzung am 9. Juni 1971 beraten und empfohlen, 
den Gesetzentwurf unter Berücksichtigung der Än- 
derungsvorschläge des Bundesrates, denen die Bun- 
desregierung zugestimmt hat, zu billigen. 

Der Haushaltsausschuß wird seinen Bericht nach 
§ 96 der Geschäftsordnung gesondert erstatten. 

Der Wissenschaftsausschuß hat den Gesetzentwurf 
am 7. und 9. Juni 1971 beraten und die dem Hohen 
Hause zur Annahme empfohlene Gesetzesfassung 
einstimmig beschlossen. 

2 . 

Der Bund bedarf zur Wahrnehmung seiner Auf- 
gaben und Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 
Hochschulwesens umfangreicher statistischer Unter- 
lagen. Die amtlichen Erhebungen im Hochschulbe- 
trieb beruhen gegenwärtig auf Verwaltungsanord- 
nungen der Länder. Auf Grund eines Beschlusses 
der Ständigen Konferenz der Kultusminister der 
Länder in der Bundesrepublik Deutschland vom 
3. Mai 1950 und 7. Juli 1966 wirkt das Statistische 
Bundesamt bei der Vorbereitung und Durchführung 
der Hochschulstatistiken koordinierend mit und 


Frau Dr. Walz und Dr. Hauff 


stellt Bundesregebnisse zusammen. Dieses Verfah- 
ren reicht jedoch nicht aus, um mit der erforder- 
lichen Aktualität zu bundeseinheitlichen Daten über 
die Hochschulen zu kommen. Denn zu den wichtig- 
sten Voraussetzungen für die Hochschulplanung ge- 
hören zuverlässige und aktuelle statistische Unterla- 
gen. Das Bedürfnis nach bundeseinheitlichen Daten 
ist unabweisbar geworden, seit Planung und Finan- 
zierung des Ausbaus und Neubaus von Hochschulen 
Gemeinschaftsaufgaben von Bund und Ländern sind. 
Das künftige Hochschulstatistikgesetz soll daher die 
Erhebung, Aufbereitung und abrufbereite Speiche- 
rung von Daten, die für die Hochschulplanung be- 
deutsam sind, bundeseinheitlich regeln und sichern. 

Der Prozeß der Demokratisierung des Planungs- 
vorgangs an den Hochschulen setzt nach dem Hoch- 
schulstatistlkgesetz bereits bei den Fragen der In- 
formationsbeschaffung ein. In Gestalt des das Er- 
hebungs- und Aufbereitungsprogramm laufend mit- 
gestaltenden Ausschusses (für die Hochschulstatistik 
ist ein Instrument geschaffen, das es den Vertretern 
der Hochschulen, dem Bildungsrat und Wissen- 
schaftsrat etc. ermöglicht, an den Planungsprozes- 
sen bereits im Ansatz teilzunehmen. Nach dem Re- 
gierungsentwurf wurde allerdings ein Bereich von 
Daten, der der Finanzierung, aus dieser Regelung 
ausgeschlossen. Der Ausschuß war jedoch der Über- 
zeugung, daß mit der Hochschulstatistik auch die 
Finanzdaten erfaßt werden sollten, da, sie für die 
Hochschulplanung unbedingt erforderlich sind. Er 
beschloß daher einstimmig, die Erfassung dieser 
Daten in das Hochschulstatistikgesetz aufzunehmen 
(§§ 7, 8, 12). 
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II. Zu den Ausschußbeschlüssen 

Soweit der Ausschuß die Vorschriften des Ent- 
wurfs der Bundesregierung übernommen oder sie 
lediglich redaktionell geändert hat, wird auf die 
Begründung — Drucksache VI/ 2115 — S. 7 f. verwie- 
sen. 

Zu § 1 

Der Ausschuß war der Meinung, durch die Ände- 
rung des Absatzes 3 zu verdeutlichen, daß die Län- 
der verpflichtet sind, die Erhebung von Daten, die 
zur Aufstellung von Hochschulentwicklungsplänen 
erforderlich sind und auf Grund dieses Gesetzes 
nicht erhoben werden, durch Landesrecht zu regeln. 

Zu § 2 

Es ist bereits heute abzusehen, daß die beabsich- 
tigte Studienreform neue Medien in die Ausbildung 
einbeziehen wird. Die Vorbereitungen im Bereich 
des Fernstudiums im Medienverbund haben ein 
konkretes Stadium erreicht. Daher erschien es dem 
Ausschuß nicht ausreichend, Erhebungen für diesen 
Bereich nur im Rechtsverordnungswege vorzusehen 
(§ 15 Nr. 5 des- Regierungs ent wurfs). Er hielt es 
für notwendig, diese Erhebungen in Form einer re- 
gelmäßigen Statistik durchzuführen. 

Der Ausschuß war der Meinung, daß sich die Er- 
hebungen auch auf die das freiwillige soziale Jahr 
leistenden Studienberechtigten erstrecken sollten. 
Die Aufnahme eines entsprechenden Hinweises im 
Gesetz hielt er allerdings nicht für erforderlich, da 
nach seiner Auffassung dieser Personenkreis unter 
die wehr- und ersatzdienstleistenden Studienberech- 
tigten fällt. 

Die Fassung „. . . und sonstige studentische Sozial- 
einrichtungen . . stellt klar, daß nicht nur Studen- 
tenwerke einer bestimmten Definition erfaßt werden 
sollen, sondern der gesamte Bereich der studenti- 
schen Sozialeinrichtungen, soweit er aus öffent- 
lichen Mitteln gefördert und damit Gegenstand öf- 
fentlicher Planung ist oder werden kann. 

Zu § 6 

Mit der Änderung des Wortes „Promotion“ in 
„Promotionsverfahren" ist der Zeitraum vom Be- 
ginn der Promotionsarbeit bis zur mündlichen Dok- 
torprüfung gemeint. 


Zu § 12 

Da die Finanzdaten für die Hochschulplanung un- 
bedingt erforderlich sind, wird mit der Fassung 
„Ausgaben nach Kostenarten und Kostenstellen so- 
wie Art und Weise der Finanzierung“ die Aus- 
kunftserteilung über die Herkunft der Finanzierung 
sichergestellt. 

Zu § 16 

Den Zusatz in Nummer 2 „. . . oder geringeren 
Zeitabständen . . .“ hielt der Ausschuß deshalb für 
erforderlich, weil sich unter Umständen die Notwen- 
digkeit ergeben kann, in kürzeren als nach dem 
Gesetz vorgesehenen Zeitabständen Erhebungen 
durchzuführen. 

Da sämtliche Gegenstände, die nach dem Regie- 
rungsentwurf durch Rechtsverordnung geregelt wer- 
den können, sachlich auf eine Verbesserung, An- 
passung und Erweiterung des Erhebungsprogramms 
zielen, erscheint die Mitwirkung des Ausschusses 
nach § 21 nicht nur sinnvoll, sondern auch geboten. 
Die Mitwirkungsrechte des Ausschusses stellen die 
politische Verantwortlichkeit und Entscheidungsbe- 
fugnis des Bundesministeriums für Bildung und 
Wissenschaft nicht in Frage. Sie institutionalisieren 
jedoch das Zusammenwirken. 

Zu § 17 

Die Neufassung „. . . statistische Ämter des Bun- 
des und der Länder" war erforderlich, da die zustän- 
digen Stellen für die Erhebungen im Wehr- und Er- 
satzdienstbereich diese als überregionale Erhe- 
bungsstellen direkt an das Statistische Bundesamt 
weiterleiten. 

Zu § 18 

Hier schloß sich der Ausschuß der Begründung 
des Bundesrates für eine Neufassung an. 

Zu § 21 

Der Bericht des Ausschusses gibt Aufschluß über 
das Funktionieren der Hochschulstatistik, über den 
Erfolg der Zwecke dieses Gesetzes. Mit der Zulei- 
tung an die gesetzgebenden Körperschaften ist die 
parlamentarische Kontrolle gewährleistet. 


Bonn, den 9. Juni 1971 

Frau Dr. Walz Dr. Hauff 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 2115 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 9. Juni 1971 


Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Dr. Lohmar Frau Dr. Walz Dr. Hauff 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellu ng 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über eine Bundesstatistik für das Hochschulwesen 
(Hochschulstatistikgesetz) 

— Drucksache VI /21 15 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses 
für Bildung und Wissenschaft 

(16. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine Bundesstatistik für das Hochschulwesen 
(Hochschulstatistikgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- . 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 - 

Zweck 

(1) Für Zwecke der Planung im Hochschulbereich 
wird eine Bundesstatistik durchgeführt. 

(2) Das Erhebungs- und Aufbereitungsprogramm 
ist so zu gestalten, daß die erhobenen Daten für 
Zwecke der Planung und Verwaltung in Bund, 
Ländern und Hochschulen im Rahmen der jeweiligen 
Zuständigkeiten Verwendung finden können. 

(3) Die Erhebung von Daten, die zur Aufstellung 
von Hochschulentwicklungsplänen erforderlich sind 
und aufgrund dieses Gesetzes nicht erhoben werden, 
wird durch Landesrecht geregelt. 

§ 2 

Erhebungsbereich 

Die Erhebungen erstrecken sich auf: 

1. Hochschulen einschließlich der Hochschulkliniken 
und sonstiger der Ausbildung von Studenten 
dienenden Krankenanstalten, 

2. Ingenieurschulen, Höhere Fachschulen und ent- 
sprechende Einrichtungen, 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine Bundesstatistik für das Hochschulwesen 
(Hochschulstatistikgesetz — HStaG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Zweck 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) Die Erhebung von Daten, die zur Aufstellung 
von Hochschulentwicklungsplänen erforderlich sind 
und aufgrund dieses Gesetzes nicht erhoben wer- 
den, ist durch Landesrecht zu regeln. 

§ 2 

Erhebungsbereich 

Die Erhebungen erstrecken sich auf: 

1. unverändert 


2, unverändert 

3. Einrichtungen, die einem Hochschulstudium ver- 
gleichbare Fernstudienlehrgänge oder Weiter- 
bildungskurse von mindestens dreiwöchiger 
Dauer anbieten, 
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3. Bildungseinrichtungen der Sekundarschulstufe II, 
soweit die Erhebungen zur Feststellung des zu 
erwartenden Zugangs zu den Hochschulen er- 
forderlich sind, 

4. wehr- und ersatzdienstleistende Studienberech- 
tigte, 

5. staatliche und kirchliche Prüfungsämter, soweit 
sie Prüfungen abnehmen, die ein Studium an den 
in Nummern 1 und 2 genannten Einrichtungen 
abschließen, 

6. Studentenwohnheime, soweit sie mit Öffentlichen 
Mitteln errichtet sind oder gefördert werden, 

7. Studentenwerke und die von ihnen verwalteten 
Einrichtungen. 


§ 3 

Erhebungseinheiten 

Die Erhebungen umfassen nach Maßgabe der § § 4 
bis 13: 

1. Studenten an den in § 2 Nr. 1 und 2 genannten 
Einrichtungen, 

2. Teilnehmer an Weiterbildungskursen der Hoch- 
schulen von mindestens dreiwöchiger Dauer, 

3. Doktoranden an den in § 2 Nr. 1 genannten Ein- 
richtungen, 

4. wissenschaftliches und künstlerisches Personal, 
Lehrkräfte für besondere Aufgaben, Lehrbeauf- 
tragte und wissenschaftliche Hilfskräfte an den 
in § 2 Nr. 1 und 2 genannten Einrichtungen, 
auch soweit kein Anstellungsverhältnis zum 
Land oder zur Hochschule besteht, 

5. technisches, Verwaltungs- und sonstiges Per- 
sonal an den in § 2 Nr. 1 und 2 genannten Ein- 
richtungen, 


6. Schüler an den in § 2 Nr, 3 genannten Einrich- 
tungen, 

7. wehr- und ersatzdienstleistende Studienberech- 
tigte, die im Laufe der auf die Erhebung folgen- 
den zwölf Monate aus dem Wehr- oder Ersatz- 
dienst entlassen werden, 

8. Gasthörer, exmatrikulierte und beurlaubte Stu- 
denten, Studienbewerber, Zulassungsbeschrän- 
kungen, Zulassungsquoten sowie Lehrveranstal- 
tungen und angebotene Studienabschlüsse an 
den in § 2 Nr. 1 und 2 genannten Einrichtungen, 

9. Kandidaten, die sich zu Abschlußprüfungen oder 
Promotionen vor den staatlichen und kirchlichen 
Prüfungsämtern (§ 2 Nr, 5) sowie vor den in § 2 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

4. Bildungseinrichtungen der Sekundarschulstufe II, 
soweit die Erhebungen zur Feststellung des zu 
erwartenden Zugangs zu den Hochschulen er- 
forderlich sind, 

5. wehr- und ersatzdienstleistende Studienberech- 
tigte, 

6. staatliche und kirchliche Prüfungsämter, soweit 
sie Prüfungen abnehmen, die ein Studium an den 
in Nummern 1 und 2 genannten Einrichtungen 
abschließen, 

7. Studentenwohnheime, soweit sie mit öffentlichen 
Mitteln errichtet sind oder gefördert werden, 

8. ' Studentenwerke, die von ihnen verwalteten 

Einrichtungen und sonstige studentische Sozial- 
einrichtungen, soweit sie aus öffentlichen Mit- 
teln gefördert werden. 


§ 3 

Erhebungseinheiten 

Die Erhebungen umfassen nach Maßgabe der §§ 4 
bis 14: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. wissenschaftliches und künstlerisches Personal, 
Lehrkräfte für besondere Aufgaben, Lehrbeauf- 
tragte, Tutoren und nichtstudentische wissen- 
schaftliche Hilfskräfte an den in § 2 Nr. 1 und 2 
genannten Einrichtungen, auch soweit kein An- 
stellungsverhältnis zum Land oder zur Hoch- 
schule besteht, 

5. technisches, Verwaltungs-, sonstiges Personal 
und studentische Hilfskräfte an den in § 2 Nr. 1 
und 2 genannten Einrichtungen, 

6. Träger, Lehrveranstaltungen und Prüfungen der 
in § 2 Nr. 3 genannten Einrichtungen, 

7. Schüler an den in § 2 Nr. 4 genannten Einrich- 
tungen, 

8. wehr- und ersatzdienstleistende Studienberech- 
tigte, die im Laufe der auf die Erhebung folgen- 
den zwölf Monate aus dem Wehr- oder Ersatz- 
dienst entlassen werden, 

9. Gasthörer, exmatrikulierte und beurlaubte Stu- 
denten, Studienbewerber, Zulassungsbeschrän- 
kungen, Zulassungsquoten sowie Lehrveranstal- 
tungen und angebotene Studienabschlüsse an 
den in § 2 Nrn. 1 und 2 genannten Einrichtungen, 

10. Kandidaten, die sich zu Abschlußprüfungen oder 
Promotionen vor den staatlichen und kirch- 
lichen Prüfungsämtern (§ 2 Nr. 6) sowie vor 
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Entwurf 

Nr. 1 und 2 genannten Einrichtungen gemeldet 
haben, 

10. Prüfungen, die von den staatlichen und kirch- 
lichen Prüfungsämtern (§ 2 Nr. 5) sowie den in 
§ 2 Nr. 1 und 2 genannten Einrichtungen ab- 
gelegt wurden, 

11. Grundstücke, Gebäude und Räume der in § 2 
Nr. 1, 2 und 7 genannten Einrichtungen, 

12. Wohnheimplätze in den in § 2 Nr. 6 genannten 
Studentenwohnheimen und deren Träger. 

§ 4 

Studenten 

Bei den Studenten (§ 3 Nr. 1) werden zum Zwecke 
der Durchführung einer Bestands- und Verlaufs- 
statistik folgende Tatbestände erhoben: 

1. Angaben zur Person, Staatsangehörigkeit, Wohn- 
sitze, 

2. Art, Zeitpunkt und Ort des Erwerbs der Studien- 
berechtigung, Tätigkeit zwischen Erwerb der 
Studienberechtigung und Aufnahme des Stu- 
diums, Studienverlauf, angestrebter Studien- 
abschluß, Berufsziel, Ausbildung der Eltern und 
deren Stellung im Beruf. 

§ 5 

Teilnehmer an Weiterbildungskursen 

Bei den Teilnehmern an Weiterbildungskursen (§ 3 
Nr. 2) werden folgende Tatbestände erhoben: 

1. Angaben zur Person, Staatsangehörigkeit, Wohn- 
sitze, 

2. Studienverlauf, Studienabschluß, berufliche Tätig- 
keit und Stellung im Beruf, 

3. Art und Ziel der Weiterbildung. 

§ 6 

Doktoranden 

Bei den Doktoranden (§ 3 Nr. 3) werden folgende 
Tatbestände erhoben: 

1. Angaben zur Person, Staatsangehörigkeit, beruf- 
liche Tätigkeit, 

2. Ausbildungsverlauf, Fachgebiet des wissenschaft- 
lichen Vorhabens, Beginn und voraussichtlicher 
Abschluß der Promotion, Berufsziel, Finan- 
zierung des Promotionsstudiums. 

§ 7 

Wissenschaftliches und künstlerisches Personal 

Bei dem in § 3 Nr. 4 genannten Personeenkreis 
werden zum Zwecke der Durchführung einer Be- 
standsstatistik mit Veränderungsdienst folgende 
Tatbestände erhoben: 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

den in § 2 Nrn. 1 und 2 genannten Einrichtun- 
gen gemeldet haben, 

11. Prüfungen, die vor den staatlichen und kirch- 
lichen Prüfungsämtern (§ 2 Nr. 6) sowie den in 
§ 2 Nrn. 1 und 2 genannten Einrichtungen ab- 
gelegt wurden, 

12. Grundstücke, Gebäude und Räume der in § 2 
Nrn. 1, 2 und 8 genannten Einrichtungen, 

13. Wohnheimplätze in den in § 2 Nr. 7 genannten 
Studentenwohnheimen und deren Träger. 

§ 4 

unverändert 


§ 5 

unverändert 


§ 6 

Doktoranden 

Bei den Doktoranden (§ 3 Nr. 3) werden folgende 
Tatbestände erhoben: 

1. unverändert 

2. Ausbildungsverlauf, Fachgebiete des wissen- 
schaftlichen Vorhabens, Beginn und voraussicht- 
licher Abschluß des Promotionsverfahrens, Be- 
rufsziel, Finanzierung des Promotionsstudiums. 

§ 7 

Wissenschaftliches und künstlerisches Personal 

Bei dem in § 3 Nr. 4 genannten Personenkreis 
werden zum Zwecke der Durchführung einer Be- 
standsstatistik mit Veränderungsdienst folgende 
Tatbestände erhoben: 
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Entwurf 

1. Angaben zur Person, Staatsangehörigkeit, 

2. Ausbildungsverlauf, berufliche Tätigkeit vor der 
Tätigkeit in der Hochschule, Lehrfächer, fach- 
liche Schwerpunkte der wissenschaftlichen oder 
künstlerischen Tätigkeit, 

3. dienstrechtliche Stellung und Stellung in der 
Hochschule, Zahl und Art weiterer Beschäfti- 
gungsverhältnisse. 


§ B 

Technisches, Verwaltungs- und sonstiges Personal 

Für den in § 3 Nr. 5 genannten Personenkreis 
werden folgende Tatbestände erhoben: 

1. Alter, Geschlecht, Vorbildung, 

2. Dienst- und Beschäftigungsverhältnis, Art der 
dienstlichen Verwendung. 


§ 9 

Schüler 

Bei den in § 3 Nr. 6 genannten Schülern werden 
folgende Tatbestände erhoben: 

1. Angaben zur Person, Wohnsitz, Schulort, Schul- 
zweig, 

2. Art des angestrebten Schulabschlusses, Art und 
Beginn des angestrebten Studiums, angestrebter 
Studienort, Berufsziel. 

§ 10 

Wehr- und ersatzdienstleistende 
Studienberechtigte 

Bei den in § 3 Nr. 7 genannten Wehr- und Ersatz- 
dienstleistenden werden folgende Tatbestände er- 
hoben: 

1. Angaben zur Person, Wohnsitze, 

2. Art und Beginn des angestrebten Studiums, an- 
gestrebter Studienort, Berufsziel. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. Art der Finanzierung der Stelle. 

§ 8 

Technisches, Verwaltungs- und sonstiges Personal 

Für den in § 3 Nr. 5 genannten Personenkreis 
werden folgende Tatbestände erhoben: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. Art der Finanzierung der Stelle. 

§ 9 (neu) 

Fernstudienlehrgänge und Weiterbildungskurse 

Bei den in § 2 Nr. 3 genannten Einrichtungen wer- 
den folgende Tatbestände erhoben: 

Träger der Einrichtung, Art, Fachrichtung, Dauer 
und Ziel der Lehrveranstaltung, Zahl der Teilneh- 
mer an den Lehrveranstaltungen, bestandene Ab- 
schlußprüfungen und deren staatliche Anerkennung. 


§ 10 
Schüler 

Bei den in § 3 Nr. 7 genannten Schülern werden 
folgende Tatbestände erhoben: 

1. unverändert 

2. unverändert 


§ 11 

Wehr- und ersatzdienstleistende Studienberechtigte 

Bei den in § 3 Nr. 8 genannten Wehr- und Ersatz- 
dienstleistenden werden folgende Tatbestände er- 
hoben: 

1. unverändert 

2. unverändert 
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Entwurf 

§ U 

Hochschulen 

Bei den in § 2 Nr. 1 und 2 genannten Einrich- 
tungen werden folgende Tatbestände erhoben: 

1. Studienbewerber und Gasthörer nach Studien- 
gängen und ständigem Wohnsitz, 

2. von den beurlaubten Studenten und Exmatriku- 
lierten: Angaben zur Person, Wohnsitze, Studien- 

- gang, Fachsemester sowie Grund der Exmatriku- 
lation oder Beurlaubung, 

3. Zahl der aufzunehmenden Studenten (Zulas- 
sungsquoten) sowie Zulassungsbeschränkungen 
nach Studiengängen und Studienabschnitten, 

4. abgehaltene Lehrveranstaltungen nach Fachrich- 
tung, Art und Dauer; angebotene Studien- 
abschlüsse nach Fachrichtungen sowie die jeweils 
vorgesehene Regelstudienzeit, 

5. Grundstücke, Gebäude und Räume sowie deren 
Größe, Ausstattung und Nutzung, 

6. Prüfungen nach Studiengängen, 

7. Promotionen und Habilitationen nach Fachrich- 
tungen. 


§ 12 

Prüfungskandidaten, 
staatliche und kirchliche Prüfungsämter 

(1) Bei den Prüfungskandidaten (§ 3 Nr. 9) wer- 
den folgende Tatbestände erhoben: Angaben zur 
Person, Staatsangehörigkeit, Wohnsitze, Studien- 
verlauf, Art und Fachrichtung der abzulegenden 
Prüfung. 

(2) Bei den staatlichen und kirchlichen Prüfungs- 
ämtern (§ 2 Nr. 5) werden die Prüfungen nach 
Studiengängen erfaßt. 


Studentenwerke 

Bei den Studentenwerken (§ 2 Nr. 7) werden 
folgende Tatbestände erhoben: Grundstücke, Ge- 
bäude und Räume nach Größe, Ausstattung und 
Nutzung. 

5 14 

Berichtszeit 

(1) Die Erhebungen nach §§ 4, 11, Nr. 1 bis 4, § 11 
Nr. 6 sowie § 12 werden in jedem Semester durch- 
geführt. 

(2) Die Erhebungen nach §§ 5, 6, 8, 9, 10 und § 11 
Nr. 7 werden jährlich durchgeführt. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

§ 12 

Hochschulen 

Bei den in § 2 Nrn. 1 und 2 genannten Einrichtun- 
gen werden folgende Tatbestände erhoben: 

1. Studienbewerber und Gasthörer nach Studien- 
gängen und Wohnsitz, 

2. unverändert 


3. unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 

6. Prüfungen nach Studiengängen und Prüfungs- 
erfolg, 

7. unverändert 

8. Ausgaben nach Kostenarten und Kostenstellen 
sowie Art und Weise der Finanzierung. 

§ 13 

Prüfungskandidaten, 
staatlidie und kirchliche Prüfungsämter 

(1) Bei den Prüfungskandidaten (§ 3 Nr. 10) wer- 
den folgende Tatbestände erhoben: Angaben zur 
Person, Staatsangehörigkeit, Wohnsitze, Studien- 
verlauf, Art und Fachrichtung der abzulegenden 
Prüfung. 

(2) Bei den staatlichen und kirchlichen Prüfungs- 
ämtern (§ 2 Nr. 6) werden die Prüfungen nach Stu- 
diengängen und Prüfungserfolg erfaßt. 

§ 14 

Studentenwerke 

Bei den in § 2 Nr. 8 genannten Einrichtungen 

werden folgende Tatbestände erhoben: Grund- 
stücke, Gebäude und Räume nach Größe, Austat- 
tung und Nutzung. 

§ 15 

Berichtszeit 

(1) Die Erhebungen nach §§ 4, 12 Nrn. 1 bis 4, § 12 
Nr. 6 sowie § 13 werden in jedem Semester durch- 
geführt. 

(2) Die Erhebungen nach §§ 5, 6, 8, 9, 10, 11 und 
§ 12 Nrn. 7 und 8 werden jährlich durchgeführt. 
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Entwurf 

(3) Die Erhebungen nach § 3 Nr. 12, § 7, § 11 
Nr. 5 und § 13 werden alle fünf Jahre durchgeführt; 
die Bestandsveränderungen werden jährlich er- 
hoben. 

§ 15 

Rechtsverordnungsermächtigung 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrats 

1. anzuordnen, daß einzelne der in §§ 4 bis 13 ge- 
nannten Tatbestände nicht mehr erhoben werden, 
wenn die Ergebnisse dieser Erhebungen nicht 
mehr benötigt w~erden; 

2. anzuorden, daß einzelne Erhebungen in größe- 
ren als den vorgesehenen Zeitabständen durch- 
zuführen sind; wenn dies für die Gewinnung 
zuverlässiger Ergebnisse ausreicht; 

3. anzuordnen, daß bei den Studenten (§ 3 Nr. 1) 
folgende Tatbestände ohne Nennung von Namen 
und Anschrift einmalig oder in einem bestimmten 
Turnus für einen begrenzten Zeitraum erhoben 
werden: 

Religionszugehörigkeit, Zahl der Kinder und 
Geschwister, Angaben zu Studium und Beruf des 
Ehepartners, Studienverlauf, angestrebter Stu- 
dienabschluß, Berufsziel, Werkarbeit und Wehr- 
übungen in den Semesterferien; Beruf, Aus- 
bildung und Erwerbstätigkeit der Eltern; Finan- 
zierung des Studiums; 

4. anzuordnen, daß bei dem wissenschaftlichen Per- 
sonal einmalig oder in einem bestimmten Turnus 
für einen begrenzten Zeitraum ohne Nennung 
von Namen und Anschrift Erhebungen über den 
Arbeitszeitaufwand in Forschung, Lehre und 
Verwaltung sowie über wissenschaftliche Neben- 
tätigkeiten und die Gegenstände der Forschung 
durchgeführt werden; 

5. anzuordnen , daß bei Einrichtungen, die einem 
Hochschulstudium vergleichbare Fernstudien- 
lehrgänge oder Kurse der wissenschaftlichen 
Weiterbildung von mindestens dreiwöchiger 
Dauer anbieten, einmalig oder regelmäßig in 
einem bestimmten Turnus folgende Tatbestände 
erhoben werden: Träger der Einrichtung ; Art, 
Fachrichtung, Dauer und Ziel der Lehrveranstal- 
tung; Zahl der Teilnehmer; bestandene Abschluß- 
prüfungen und deren staatliche Anerkennung . 


(3) Die Erhebungen nach § 3 Nr. 13, § 7, § 12 
Nr. 5 und § 14 werden alle fünf Jahre durchgeführt; 
die Bestandsveränderungen werden jährlich erho- 
ben. 

§ 16 

Rechtsverordnungsermächtigung 

(1) Der Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft wird ermächtigt, durch 'Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrats 

1. anzuordnen, daß einzelne der in §§ 4 bis 14 ge- 
nannten Tatbestände nicht mehr erhoben wer- 
den, wenn die Ergebnisse dieser Erhebungen 
nicht mehr benötigt werden; 

2. anzuordnen, daß einzelne Erhebungen in größe- 
ren oder geringeren als den vorgesehenen Zeit- 
abständen durchzuführen sind, wenn dies für 
die Gewinnung zuverlässiger Ergebnisse aus- 
reicht; 

3. anzuordnen, daß bei den Studenten (§ 3 Nr. 1) 
folgende Tatbestände ohne Nennung von Namen 
und Anschrift einmalig oder in einem bestimm- 
ten Turnus für einen begrenzten Zeitraum erho- 
ben werden: 

Religionszugehörigkeit, Zahl der Kinder und 
Geschwister, Angaben zu Studium und Beruf des 
Ehepartners, Tätigkeit zwischen Erwerb der Stu- 
dienberechtigung und Aufnahme des Studiums, 

Studienverlauf, angestrebter Studienabschluß, 
Berufsziel, Werkarbeit und Wehrübungen in den 
Semesterferien; Beruf, Ausbildung und Erwerbs- 
tätigkeit der Eltern; Finanzierung des Studiums; 

4. unverändert 


Nummer 5 entfällt 


(2) Vor Erlaß der Rechtsverordnungen nach Ab- 
satz 1 soll der Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft den Ausschuß für die Hochschulstatistik 
hören. 
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§ 16 

Auskunftserteilung 

(1) Auskunftspflichtig nach §§ 10 und 11 des Ge- 
setzes über die Statistik für Bundeszwecke sind: 

1. die Studenten nach § 3 Nr. 1 für die Erhebungen 
nach § 4, 

2. die Teilnehmer an Weiterbildungskursen nach 
§ 3 Nr. 2 für die Erhebungen nach § 5, 

3. die Doktoranden nach § 3 Nr. 3 für die Er- 
hebungen nach § 6, 

4. die in § 3 Nr. 4 genannten Personen für die 
Erhebungen nach § 7, 


5. die Schüler nach § 3 Nr. 6 und deren gesetzliche 
Vertreter für die Erhebungen nach § 9, 

6. die wehr- und ersatzdienstleistenden Studien- 
berechtigten nach § 3 Nr. 7 für die Erhebungen 
nach § 10, 

7. die Prüfungskandidaten nach § 3 Nr. 9 für die 
Erhebungen nach § 12 Abs. l r 

8. für die Erhebungen nach §§ 8, 11 und 13 die 
Leiter der Verwaltungen der in § 2 Nr. 1, 2 und 
7 genannten Einrichtungen, 

9. für die Erhebungen nach § 12 Abs. 2 die Leiter 
der dort bezeichneten Einrichtungen, 

10. für die Erhebungen nach § 3 Nr. 12 die Eigen- 
tümer und Verwalter der in § 2 Nr. 6 genannten 
Studentenwohnheime. 

(2) Die Auskünfte sind den Erhebungsstellen zu 
erteilen. 

(3) Erhebungsstellen für die Erhebungen nach 
§§ 4, 5, 6, 7, 9 und 12 Abs. 1 sind die in § 2 Nr. 1 
bis 3 und § 2 Nr. 5 genannten Einrichtungen, bei 
denen der Auskunftspflichtige gemeldet oder tätig 
ist. Erhebungsstelle für die Erhebungen nach § 10 ist 
bei den wehrdienstleistenden Studienberechtigten 
der Bundesminister der Verteidigung oder die von 
ihm bestimmte Stelle, bei den ersatzdienstleistenden 
Studienberechtigten der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung oder die von ihm bestimmte 
Stelle. Die Erhebungsstellen haben für den termin- 
gerechten Eingang der Erhebungsbogen zu sorgen, 
die Richtigkeit insbesondere der Angaben zur Per- 
son zu überprüfen, soweit erforderlich die Ergän- 
zung und Berichtigung der Meldungen zu ver- 
anlassen und sie unverzüglich an die Statistischen 
Landesämter weiterzuleiten. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

§ 17 

Auskunftserteilung 

(1) Auskunftspflichtig nach §§ 10 und 11 des Ge- 
setzes über die Statistik für Bundeszwecke sind: 

1. unverändert 

2. unverän de r t 

3. unverändert 

4. die in § 3 Nr. 4 genannten Personen für die 
Erhebungen nach § 7 Nrn. 1 bis 3 r 

5. für die Erhebungen nach § 9 die Leiter der in 
§ 2 Nr. 3 genannten Einrichtungen, 

6. die Schüler nach § 3 Nr. 7 und deren gesetzliche 
Vertreter für die Erhebungen nach § 10, 

7. die wehr- und ersatzdienstleistenden Studien- 
berechtigten nach § 3 Nr. 8 für die Erhebungen 
nach § 11 , 

8. die Prüfungskandidaten nach § 3 Nr. 10 für die 
Erhebungen nach § 13 Abs. 1, 

9. für die Erhebungen nach § 7 Nr. 4, §§ 8, 12 und 
14 die Leiter der Verwaltungen der in § 2 
Nrn. 1, 2 und 8 genannten Einrichtungen, 

10. für die Erhebungen nach § 13 Abs. 2 die Leiter 
der dort bezeichneten Einrichtungen, 

11. für die Erhebungen nach § 3 Nr. 13 die Eigen- 
tümer und Verwalter der in § 2 Nr. 7 genannten 
Studentenwohnheime. 

(2) unverändert 

(3) Erhebungsstellen für die Erhebungen nach §§ 4, 

5, 6, 7, 10 und 13 Abs. 1 sind die in § 2 Nr. 1, 2, 4 
und 6 genannten Einrichtungen, bei denen der 
Auskunftspflichtige gemeldet oder tätig ist. Erhe- 
bungsstelle für die Erhebungen nach § 11 ist 

bei den wehrdienstleistenden Studienberechtigten 
der Bundesminister der Verteidigung oder die von 
ihm bestimmte Stelle, bei den ersatzdienstleistenden 
Studienberechtigten der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung oder die von ihm bestimmte 
Stelle. Die Erhebungsstellen haben für den termin- 
gerechten Eingang der Erhebungsbogen zu sorgen, 
die Richtigkeit insbesondere der Angaben zur Per- 
son zu überprüfen, soweit erforderlich die Ergän- 
zung und Berichtigung der Meldungen zu ver- 
anlassen und sie unverzüglich an die Statistischen 
Ämter der Länder und des Bundes weiterzuleiten. 
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5 17 

Datenbank 

Im Statistischen Bundesamt wird eine hochschul- 
spezifische Datenbank als unselbständige Einrich- 
tung errichtet Die dort gespeicherten Daten stehen 
allen interessierten Stellen and Personen unter Be- 
achtung der Geheimhaltungsvorschriften zur Ver- 
fügung. 


.§ IS 

Geheimhaltung 

(1) Einzelangaben über persönliche oder sach- 
liche Verhältnisse von natürlichen Personen sind 
von den Auskunftsberechtigten und von Personen, 
denen Einzelangaben aufgrund der Absätze 2 oder 3 
zugeleitet worden sind, geheimzuhalten. Einzel- 
angaben über juristische Personen unterliegen nicht 
der Geheimhaltungspflicht nach § 12 des Gesetzes 
über die Statistik für Bundeszwecke. 

(2) Das Statistische Bundesamt, die Statistischen 
Landesämter und die Erhebungsstellen sind berech- 
tigt und verpflichtet, an die fachlich zuständigen 
obersten Bundes- und Landesbehörden sowie an die 
von ihnen bestimmten Stellen und Personen auf 
Verlangen Einzelangaben über die nach diesem Ge- 
setz erhobenen Tatbestände ohne Nennung von 
Namen und Anschrift natürlicher Personen weiter- 
zuleiten. Für wissenschaftliche Zwecke ist die 
Weiterleitung von Einzelangaben durch die Stati- 
stischen Ämter ohne Nennung von Namen und An- 
schrift natürlicher Personen zulässig. 


(3) Einzelangaben über die nach §§ 4, 5, 6, 7, 9, 
§ 11 Nr. 1 und 2 sowie § 12 Abs. 1 erfaßten Tat- 
sachen dürfen von den jeweils zuständigen Er- 
hebungsstellen für deren verwaltungsinteme 
Zwecke auch mit Namen und Anschrift des Aus- 
kunftspflichtigen verwendet werden. Wechseln die 
Auskunftspflichtigen die Schule oder Hochschule, so 
dürfen die Einzelangaben mit Namen und Anschrift 
an die neue Schule oder Hochschule für deren ver- 
waltungsinterne Zwecke weitergeleitet werden. 

(4) Die Befugnis nach den Absätzen 2 und 3, 
Einzelangaben weiterzuleiten, ist auf den Er- 
hebungsvordrucken bekannzugeben. 

(5) § 13 des Gesetzes über die Statistik für Bun- 
deszwecke gilt auch für Personen, die bei Stellen 
beschäftigt sind, denen Einzelangaben zugeleitet 
werden. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

§ 18 

Datenbank 

Im Statistischen Bundesamt wird eine hochschul- 
spezifische Datenbank als unselbständige Einrich- 
tung errichtet. Das Statistische Bundesamt ist ver- 
pflichtet, die bei ihm gespeicherten Daten im Rah- 
men eines arbeitsteiligen Verbundsystems den sta- 
tistischen Landesämtern im vollen Umfang zur Ver- 
fügung zu stellen. Den übrigen interessierten Stel- 
len stehen die gespeicherten Daten unter Beachtung 
der Geheimhaltungsvorschriften zur Verfügung. Für 
die Hochschulplanung von Bund r Ländern und Hoch- 
schulen sind die Daten vorrangig bereitzustellen. 

§ 19 

Geheimhaltung 

(1) unverändert 


(2) Das Statistische Bundesamt, die Statistischen 
Landesämter und die Erhebungsstellen, mit Aus- 
nahme der in § 17 Abs. 3 Satz 2 genannten Erhe- 
bungsstellen, sind berechtigt und verpflichtet, an 
die fachlich zuständigen obersten Bundes- und Lan- 
desbehörden sowie an die von ihnen bestimmten 
Stellen und Personen auf Verlangen Einzelangaben 
über die nach diesem Gesetz erhobenen Tatbestände 
ohne Nennung von Namen und Anschrift natürlicher 
Personen weiterzuleiten. Für wissenschaftliche 
Zwecke ist die Weiterleitung von Einzelangaben 
durch die Statistischen Ämter ohne Nennung von 
Namen und Anschrift natürlicher Personen zulässig, 
soweit dies ohne Gefährdung der Geheimhaltung 
möglich ist. 

(3) Einzelangaben über die nach §§ 4, 5, 6, 7, 10, 
§ 12 Nrn. 1 und 2 sowie § 13 Abs. 1 erfaßten Tat- 
sachen dürfen von den jeweils zuständigen Er- 
hebungsstellen für deren verwaltungsinterne/ 
Zwecke auch mit Namen und Anschrift des Aus- 
kunftspflichtigen verwendet werden. Wechseln die 
Auskunftspflichtigen die Schule oder Hochschule, so 
dürfen die Einzelangaben mit Namen und Anschrift 
an die neue Schule oder Hochschule für deren ver- 
waltungsinterne Zwecke weitergeleitet werden. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 
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§ 19 

Festlegung des Erhebungs- 
und Aufbereitungsprogramms 

Das Erhebungs- und Aufbereitungsprogramm 
wird insoweit, als dies zur Erstellung einer einheit- 
lichen Bundesstatistik erforderlich ist, vom Stati- 
stischen Bundesamt im Benehmen mit den zustän- 
digen Landesbehörden festgelegt. 

S 20 

Ausschuß für die Hocbscbulstatistik 

(1) Beim Statistischen Bundesamt wird ein Aus- 
schuß für die Hochschulstatistik gebildet. 

(2) Der Ausschuß berät das Statistische Bundes- 
amt bei der Erfüllung seiner ihm nach diesem Gesetz 
obliegenden Aufgaben, insbesondere bei der Er- 
stellung des Erhebungs- und Aufbereitungspro- 
gramms und dessen jährlicher Anpassung an die 
Bedürfnisse der Hochschulplanung. Das Statistische 
Bundesamt hat die Anregungen und Vorschläge des 
Ausschusses zu prüfen, im Rahmen der rechtlichen 
und finanziellen Möglichkeiten zu berücksichtigen 
und dem Ausschuß darüber zu berichten. 


(3) Der Ausschuß setzt sich zusammen aus 

1. dem Präsidenten des Statistischen Bundesamtes 
oder seinem Vertreter als Vorsitzenden, 

2. drei Vertretern der Bundesministerien, mit zu- 
sammen elf Stimmen, die einheitlich abzugeben 
sind, 

3. je einem Vertreter der für die Hochschulen zu- 
ständigen obersten Landesbehörden, 

4. je einem Vertreter des Wissenschaftsrates und 
des Deutschen Bildungsrates, , 

5. sechs von den Hochschulen entsandten Ver- 
tretern, darunter mindestens ein Vertreter der 
Ho chs diul Verwaltungen, 

6. drei Vertretern von wissenschaftlichen Einrich- 
tungen, die mit Fragen der Hochschulplanung 
oder dem Aufbau und Betrieb eines Informations- 
systems im Hochschulbereich befaßt sind. 

(4) Vertreter der Statistischen Landesämter neh- 
men an den Sitzungen des Ausschusses mit beraten- 
der Stimme teil. Der Vorsitzende kann weitere Sach- 
verständige zu den Sitzungen einladen. 

(5) Die Vertreter nach Absatz 3 Nr. 5 werden von 
der zentralen Repräsentanz der Hochschulen be- 
stimmt. 

(6) Die Verreter nach Absatz 3 Nr. 6 werden 
durch den Präsidenten des Statistischen Bundes- 
amtes auf Vorschlag der in Frage kommenden Ein- 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

§ 20 

unverändert 


§ 21 

Ausschuß für die Hocbscbulstatistik 

(1) unverändert 

(2) Der Ausschuß berät das Statistische Bundes- 
amt bei der Erfüllung seiner ihm nach diesem Gesetz 
obliegenden Aufgaben, insbesondere bei der Er- 
stellung des Erhebungs- und Aufbereitungspro- 
gramms und dessen jährlicher Anpassung an die 
Bedürfnisse der Hochschulplanung. Das Statistische 
Bundesamt hat die Vorschläge des Ausschusses in 
statistisch-methodischer Hinsicht zu prüfen und im 
Rahmen der rechtlichen und finanziellen Möglich- 
keiten zu berücksichtigen. Der Ausschuß hat über 
seine Arbeit alle zwei Jahre einen schriftlichen Be- 
richt vorzulegen, der den gesetzgebenden Körper- 
schaften zuzuleiten ist. 

(3) Der Ausschuß setzt sich zusammen aus 

1. dem Präsidenten des Statistischen Bundesamtes 
oder seinem Vertreter, 

2. unverändert 


3. unverändert 

4. unverändert 

5. sechs von den Hochschulen entsandten Ver- 
tretern, darunter mindestens einem Vertreter der 
Hochschulverwaltungen, 

6. unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) Die Vertreter nach Absatz 3 Nr. 7 werden 
durch den Vorsitzenden auf Vorschlag der in Frage 
kommenden Einrichtungen berufen; der Bundes- 
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richtungen berufen? der Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft bestimmt die vorschlagsberechtig- 
ten Einrichtungen. 

§ 21 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die aufgrund dieses Gesetzes erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 22 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

minister für Bildung und Wissenschaft bestimmt die 
vorschlagsberechtigten Einrichtungen. 

§ 22 

unverändert 


§ 23 

unverändert 
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